
Die Zeit der hängenden  
                  Köpfe ist vorbei!
 Der neue Landesvorsitzende, Daniel Bahr, über seine Pläne mit der FDP-NRW,  
                                                     die bisherige Arbeit der Landesregierung und das Verhältnis zur CDU.

Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde,

2

Meldungen aus der NRW-Landesgruppe 
im Deutschen Bundestag

2

ein ereignisreiches Jahr 2010 geht für uns Freie Demo-
kraten zu Ende. Gerne hätten wir nach der Landtags-
wahl unsere erfolgreiche Regierungsarbeit der vergan-
genen fünf Jahre für Nordrhein-Westfalen fortgesetzt. 
Aber mit unseren Zugewinnen konnten wir die deutli-
chen Verluste unseres Koalitionspartners CDU nicht aus-
gleichen. Wir haben der Regierungsbeteiligung nicht 
nachgetrauert, sondern sind gleich als konstruktive, 
aber klare Opposition an die Arbeit gegangen. Auch un-
sere neue Aufgabe ist von großer Bedeutung. Denn die 
rot-grüne Minderheitsregierung macht in einer verdeck-
ten Koalition längst gemeinsame Sache mit den Linksex-
tremisten. Rot-Rot-Grün stellt die Weichen Richtung Ein-
heitsschule und bürokratische Staatswirtschaft, weg von 
Leistungsgerechtigkeit, Bildungsvielfalt und mittelstän-
dischem Unternehmertum. Das aktuell sichtbare Ergeb-
nis rot-rot-grüner Zusammenarbeit ist ein Nachtrags-
haushalt mit der schlimmsten Neuverschuldung der 
Landesgeschichte. Die FDP wird eine solche Politik zu 
Lasten nachfolgender Generationen nicht widerstands-
los hinnehmen.

Wir werden 2011 weiter daran arbeiten, klare liberale Al-
ternativen zur besseren Gestaltung unseres Landes auf-
zuzeigen. Dazu brauchen wir auch weiterhin Ihre Anre-
gungen und Ihre Unterstützung. Jetzt aber wünsche ich 
Ihnen und Ihren Familien erst einmal eine frohe und be-
sinnliche Weihnachtszeit und einen guten Übergang ins 
neue Jahr! Ich freue mich auf unsere Begegnungen im 
Jahr 2011.

Ihr

Gerhard Papke

	�� Otto Fricke haushaltspolitischer Sprecher 
und parlamentarischer Geschäftsführer der 
FDP-Bundestagsfraktion:

	� Mit dem Bundeshaushalt 2011 und der mittel-
fristigen Finanzplanung läutet die christlich- 
liberale Koalition einen entscheidenden Wen-
depunkt in der Haushalts- und Finanzpolitik

des Bundes ein: Ausgabenkürzungen statt permanente Ausgaben-
steigerungen! So konnten erstmals die Gesamtausgaben des  
Bundes gegenüber dem Vorjahr um 13,7 Mrd. Euro und damit um 
4,3 Prozent abgesenkt werden. Die Nettokreditaufnahme konnte 
in den Haushaltsberatungen von den noch im vergangenen Juli im 
Regierungsentwurf ausgewiesenen 57,5 Mrd. Euro um 9,1 Mrd. Euro 
auf nunmehr 48,4 Mrd. Euro gesenkt werden. Die Koalition hat da-
mit den Beweis angetreten, dass sie den Willen und die Kraft hat,  
finanzpolitisch das Ruder herumzureißen und das in der Vergan-
genheit stetig vorangeschrittene Ausufern des Bundeshaushaltes 
umzukehren. 

	� Bijan Djir-Sarai Obmann der FDP-Bundes-
tagsfraktion im Unterausschuss Vereinte  
Nationen, internationale Organisationen und 
Globalisierung des Auswärtigen Ausschusses: 

	� Zum ersten Mal seit elf Jahren fand wieder  
ein Gipfeltreffen der OSZE statt. Wichtig ist, 
dass die OSZE nicht die Organisation der

schönen Worte bleibt. Wir brauchen sie als Impulsgeber für einen 
spürbaren Sicherheitsfortschritt in Europa. Die OSZE muss jetzt, 
nach dem erfolgreichen NATO-Gipfel, die guten euro-atlantischen  
Beziehungen zu Russland nutzen, um gegenseitiges Vertrauen  
zu fördern und künftig einen gemeinsamen Sicherheitsraum zu 
schaffen. Die Organisation muss zeigen, dass ihr auch heute  
noch in sicherheitspolitischen Fragen ein Platz zwischen NATO  
und EU zusteht.

	� Gisela Piltz innenpolitische Sprecherin und 
stellvertretende Vorsitzende der FDP-Bundes-
tagsfraktion:

	� Die FDP hat sich durchgesetzt: Die Lohndaten-
bank ELENA wird von Schwarz-Gelb bis zum 
Jahr 2014 ausgesetzt. Dieser Beschluss der  
Koalitionsspitzen, dem nun zügig ein entspre-

chender Gesetzentwurf der Bundesregierung folgen muss, ist gut 
für die Bürger, deren personenbezogene Daten nicht mehr anlass-
los auf Vorrat gespeichert werden, für die Wirtschaft, die nicht 
mehr unnötige Daten übermitteln muss, und für die Kommunen, 
die durch das ELENA-Verfahren mit erheblichen Kosten belastet 
gewesen wären. Auf Betreiben der FDP wurde der Daten-Vielfraß 
ELENA, eine von der großen Koalition umgesetzte Idee der rot- 
grünen Vorgängerregierung, wieder gekippt. 

Die aktuellsten Meldungen der FDP-Bundestagsfraktion finden Sie 
im Internet unter: www.fdp-fraktion.de
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Gerhard Papke,
Vorsitzender der FDP-Fraktion im 
Landtag Nordrhein-Westfalen

Herr Bahr, herzlichen Glückwunsch zu 
Ihrer Wahl. Sind Sie mit dem Ergebnis 
von 83,4 Prozent zufrieden?

Das ist ein hervorragendes Ergebnis, 
über das ich mich sehr freue und für 

das ich dankbar bin. Es zeigt in meinen Au-
gen aber auch, dass die Partei nach einem 
anstrengenden und schwierigen Jahr wie-
der nach vorne blicken will.

In Ihrer Rede auf dem Parteitag haben 
Sie angekündigt, den Unterscheid be-
tonen zu wollen, ob die FDP mitregiert 
oder nicht. In welchen Bereichen zeigt 
sich das?

Das zeigt sich zum Beispiel bei den 
öffentlichen Finanzen. Die FDP konnte 

in der Koalition in Berlin durch Sparwillen 
und die gute Konjunktur die geplante Neu-
verschuldung um 40 Prozent senken. Auch 
in NRW brummt die Konjunktur, aber die 
rot-grüne Minderheitsregierung erhöht ein-
fach und ohne Grund die Neuverschuldung 
auf Rekordniveau. Das ist eine zutiefst un-
soziale Politik. Und dasselbe Problem zeigt 
sich auch in der Industrie- und Schulpolitik.

Inwiefern?

NRW war immer ein bedeutender Indus-
triestandort. Gerade in der Finanzkrise 

konnten wir froh sein, dass hier viele Ar-
beitsplätze angesiedelt sind. Es besorgt 
mich, dass die neue Regierung den Stand-
ort mit ihrer Politik schwächt. Gerade auf 
Druck der Grünen werden wichtige Projek-
te wie das Kraftwerk in Datteln und die  
CO-Pipeline torpediert. Anders als die grü-
ne Dagegen-Partei sind wir für den Indus-
triestandort NRW. Wir wollen nicht, dass er-
folgreiche Betriebe ins Ausland abwandern 
und Arbeitsplätze hier abgebaut werden. 

Ein ähnlich heißes Eisen ist die Debatte 
über die Schulpolitik.

Ja, Rot-Grün führt die Einheitsschule 
durch die Hintertür ein und übergeht das 

Parlament und die Betroffenen. Mir ist es 

wichtig, dass wir dieser ideologischen 
Gleichmacherei-Politik mit unserem Kon-
zept der regionalen Mittelschule klar ent-
gegentreten. Wir setzen auf die individuel-
le Förderung von Kindern nach ihren 
Fähigkeiten und Fertigkeiten. Die rot-grüne 
Gemeinschaftsschule ist das Gegenteil.

Auch die CDU kritisiert die geplante 
Schulform. Bleibt die Union auch in der 
Opposition der Partner der Liberalen?

Die FDP ist bei der Landtagswahl für die 
Fehler der CDU-Schulpolitik in Mithaf-

tung genommen worden. Sie hat bisher 
enttäuscht. Es gibt in der Opposition keine 
Koalition. Die Koalitionsfrage werden wir 
beantworten, wenn sie sich stellt. Ich stehe 
für eine eigenständige FDP, die weder Rot-
Grün hinterherläuft noch sich an die CDU 
kettet. Ich werde deshalb auch das Ge-
spräch mit den Vorsitzenden aller demokra-
tischen Parteien suchen.

Was wünschen Sie sich und der FDP-NRW 
für das Jahr 2011?

Vor allem Gesundheit! Die brauchen wir 
alle, um unsere persönlichen Vorhaben 

zu erreichen. Bei vielen Veranstaltungen 
und Parteitagen werden wir zeigen, dass es 
einen Unterschied macht, ob die FDP mitre-
giert oder nicht. Die Zeit der hängenden 
Köpfe ist vorbei!

Zur Person

Daniel Bahr wurde am  
4. November 1976 in Lahnstein 
(Rheinland-Pfalz) geboren und  
ging in Münster zur Schule. 

Nach dem Abitur machte er  
eine Banklehre und war für  
die Dresdner Bank AG tätig. 

Bahr absolvierte in Münster ein 
Studium der Volkswirtschaft  
und erlangte außerdem den  
Titel eines Master of Business  
Administration (MBA). 

Daniel Bahr ist seit 1992 Mitglied 
der FDP. 

Er war von 1999 bis 2004 Bundes- 
vorsitzender der Jungen Liberalen 
und gehört seit 2002 dem  
Deutschen Bundestag an. 

Dort war er unter anderem  
gesundheitspolitischer Sprecher  
der Fraktion und ist  
seit 2009 Parlamentarischer  
Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Gesundheit. 
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Landesparteitag ver abschiedet 
								          Pinkwa rt als Vorsitzenden – 
    Daniel Bahr neuer   FDP-Landeschef

5

400 Delegierte und rund 200 Gäste 
waren der Einladung des Landesvor-

stands zum außerordentlichen Parteitag 
in Dortmund am 27.11. gefolgt. Nach-
dem der bisherige Vorsitzende der FDP-
NRW, Andreas Pinkwart, Ende Oktober 
seinen Rückzug aus der Politik und die 
Rückkehr in die Wissenschaft angekün-
digt hatte, galt es, einen neuen Vorsit-
zenden zu wählen. Doch zuvor ergriff 
Pinkwart ein letztes Mal als Vorsitzen-
der das Wort (siehe auch Artikel links). 
Sein Abschied von der „traumhaft schö-
nen Aufgabe“ des FDP-Vorsitzes in NRW 
sei von „Wehmut“ geprägt, so Pink-
wart. Er hob aber auch die gewonnene 
Substanz der NRW-Liberalen hervor: In 
den vergangenen acht Jahren, in denen 
Pinkwart dem Landesverband vorstand, 
konnte die FDP in NRW die Anzahl ihrer 
kommunalen Mandate auf 1600 verdop-
peln. Die Delegierten und Gäste dank-

ten Pinkwart für seine Arbeit für die Li-
beralen mit minutenlangen stehenden 
Ovationen. Auch der FDP-Bundesvorsit-
zende Guido Westerwelle dankte Pink-
wart, den er einen „feinen Kerl“ nann-
te, Generalsekretär Christian Lindner 
lobte Pinkwarts „ritterliche Tugenden“, 
und Fraktionschef Gerhard Papke unter-
strich Pinkwarts „persönliche histori-
sche Leistung“. Im Namen des Landes-
verbands überreichten die beiden 
stellvertretenden Vorsitzenden Gisela 
Piltz und Angela Freimuth Pinkwart zwei 
Geschenke: zum erinnernden Blick zu-
rück ein Fotobuch mit Bildern von Pink-
warts politischer Karriere. Und zum 
Ausblick auf die neue Stadt einen Gut-
schein für die Leipziger Oper. 

In seiner Vorstellungsrede als Kandidat 
für den Landesvorsitz sah Daniel Bahr 

die FDP zwar in einer schwierigen Lage, 

zeigte aber auch auf, wie er die Partei 
wieder nach vorn bringen will. „Unsere 
FDP braucht ein Auftreten, das die Viel-
falt unserer politischen Ideen zeigt und 
uns mehr Anerkennung verschafft als 
das, was in den letzten Monaten von 
uns gezeichnet wurde“, forderte Bahr. 
In den kommenden Monaten wolle er 
verstärkt herausarbeiten und zeigen, 
dass es einen Unterschied macht, ob  
die FDP regiert oder nicht. So kritisierte 
Bahr die Aussage der nordrhein-westfä-
lischen Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft bei einem Besuch in Berlin, die 
Hauptstadt sei Vorbild bei der schuli-
schen Bildung für NRW. Bahr zog den 
direkten Vergleich: „Während die FDP 
in NRW verbindliche Sprachtests im  
Vorschulalter eingeführt hat, hat der  
Senat in Berlin die Vorschule in sozialen 
Brennpunkten abgeschafft. Während 
die FDP für mehr Durchlässigkeit im  

System und für den Erhalt der Gymna-
sien steht, steht Rot-Rot in Berlin für 
Bildungschancen als Lotterie. 30 Pro-
zent der Gymnasiumsplätze werden  
verlost!“ Eine solche Politik dürfe nicht 
Vorbild für NRW werden, so Bahr. Für 
das Jahr 2011 kündigte Bahr an, ge-
meinsam mit der Landtagsfraktion und 
den Abgeordneten aus der Bundestags-
fraktion wieder in die Offensive kom-
men zu wollen. 331 von 397 Stimmen 
(83,4 Prozent) entfielen bei der folgen-
den Abstimmung auf Daniel Bahr, der 
somit zum neuen Landesvorsitzenden 
der FDP-NRW gewählt ist. Zum Start  
in das neue Amt gab es nicht nur viele 
Glückwünsche, sondern auch vom 
Amtsvorgänger Pinkwart ein paar gelb-
blaue Marathonschuhe sowie von  
Gerhard Papke im Namen der Landtags-
fraktion Boxhandschuhe, ebenfalls in 
den Farben der Liberalen. 

In seiner Rede auf dem Landesparteitag in 
Dortmund hat der scheidende Landesvorsit-
zende der FDP-NRW, Andreas Pinkwart, die 
Partei zu Selbstbewusstsein und Eigenstän-
digkeit aufgerufen. Pinkwart betonte, die  
FDP sei weder eine 1-Themen- noch eine 
1-Personen-Partei. Neben der Wirtschafts- 
und der Finanzpolitik sei die FDP auch in Be-
reichen wie der Bildungs-, der Umwelt- und 
der Sozialpolitik gut aufgestellt. „Wir dürfen 
es nicht zulassen, dass wir uns selber kleiner 
machen, als wir sind“, forderte der Landeschef 
zum Abschied. Mit Blick auf die Sondierungs-
gespräche im Mai betonte Pinkwart deren 
Notwendigkeit. Er bezeichnete es als „Feh-
ler“, dass die FDP sich vor der Wahl beinah 
aller Optionen zur Regierungsbildung beraubt 
hatte. „Das sollten wir nie wieder tun!“, 
empfahl Pinkwart den Liberalen in NRW. 

Pinkwart empfiehlt  
Eigenständigkeit

Graf Lambsdorff  
neuer Schatzmeister – 
Stamp bleibt  
Generalsekretär

Neben der Wahl eines neuen Landesvorsitzen-
den stand auf dem außerordentlichen Parteitag 
auch eine Reihe Nachwahlen auf der Tages-
ordnung. Nachdem Christoph Dammermann 
seinen Posten zur Verfügung gestellt hatte, 
wählten die Delegierten auf Vorschlag von  
Daniel Bahr den Europaabgeordneten Ale-
xander Graf Lambsdorff mit 86 Prozent zum 
neuen Schatzmeister der Landes-FDP. In sei-
nem Amt als Generalsekretär wurde der 
Bonner Joachim Stamp bestätigt. Er wurde 
ebenfalls vom neuen Landesvorsitzenden vorge-
schlagen und erhielt 85,2 Prozent der Stimmen. 
Als Beisitzer wurde der Bundestagsabgeord-
nete Otto Fricke mit 94 Prozent gewählt.  

Alexander Graf Lambsdorff Joachim Stamp
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Kaum ist die Aufregung über die sarrazin-
sche Buchpublikation verdampft, ist die De-
batte um Integrationsdefizite wieder in den 
Hintergrund gerückt. Umso wichtiger ist es, 
dass die FDP als Kraft der Vernunft weiter-
hin sachorientiert an diesem Thema arbei-
tet und konkrete Vorschläge präsentiert. 
Dies gilt umso mehr, als die rot-grüne  
Minderheitsregierung in NRW beim Thema  
Integration auf Passivität setzt: Der Inte-
grationsbeauftragte wurde nicht neu be-
setzt und der überparteiliche und fachlich 
hervorragend besetzte Integrationsbeirat 
ersatzlos gestrichen. Das von CDU und FDP 
geplante Integrationsgesetz liegt auf Eis 
und ist auf 2012 verschoben. Aktive Integ-
rationspolitik sieht anders aus. 

Wir fordern ein Integrationsgesetz, das 
alle Integrationsmaßnahmen bündelt 
und das klare Kriterien definiert, nach Nordrhein-Westfalen ist das 

Industrieland Nr. 1 in 
Deutschland. Die FDP-Fraktion 
setzt sich im Landtag mit Nach-
druck dafür ein, dass NRW 
bundesweit der wichtigste 
Energie- und Wirtschaftsstand-
ort bleibt und Arbeitsplätze in 
Industrie und Handwerk gesi-
chert werden. Daher verfolgt  
FDP-Fraktionschef Gerhard 
Papke mit großer Sorge die In-
dustrie- und Wirtschaftspolitik 
der neuen Landesregierung, die 
mit ihrer Verweigerungshaltung 
bisher vor allem grünen Klien-
telinteressen entspricht. Nun 
häufen sich öffentliche Be-
schwerden von Unternehmen 
und Wirtschaftsverbänden über 
die wirtschaftsfeindliche Politik 
von Rot-Grün. Am deutlichsten 
formulierte der Chef des Düs-
seldorfer Flughafens seinen 
Unmut in einem Interview.  
Darin bemängelte er, dass die 
rot-grüne Landesregierung  
sich „offensichtlich über die 
Zukunftsfähigkeit von NRW als 
Wirtschaftsstandort überhaupt 
keine Gedanken“ mache.

„Die SPD lässt sich bei 
Wirtschaftsfragen von 

den Grünen am Nasenring 

durch die Manege ziehen“, be-
schreibt Gerhard Papke das 
Machtverhältnis innerhalb der 
Koalition. Um den Koalitions-
frieden nicht zu gefährden, ist 
bis heute ein klares Bekenntnis 
der Sozialdemokraten zum In-
dustriestandort NRW ausge-
blieben. Vielmehr sind zentrale 
Projekte wie die CO-Pipeline 
zwischen Krefeld und Dorma-
gen sowie der Kraftwerksneu-
bau in Datteln akut gefährdet. 
Die Grünen lehnen den Bau von 
Datteln IV, dem weltweit mo-
dernsten und umweltfreund-
lichsten Steinkohlekraftwerk, 
aus ideologischen Gründen ab. 
„Sie haben den Kraftwerksbau 
längst öffentlich zu Grabe ge-
tragen“, sagt FDP-Fraktions-
chef Gerhard Papke. „Und die 
SPD steht hilflos daneben.“ 

Lediglich einmal hat sich der 
Wirtschaftsminister seit sei-

nem Amtsantritt positiv zur 
Milliardeninvestition in Datteln 
geäußert. Das Kraftwerk leiste 
einen „wichtigen Beitrag für 
den Klimaschutz“, lobte er 
nach monatelangem Schwei-
gen. „Prompt ist er vom Koali-
tionspartner öffentlich zurecht-
gewiesen worden“,  sagt 

Dietmar Brockes, wirtschafts-
politischer Sprecher der FDP-
Landtagsfraktion. Und auch die 
Ministerpräsidentin fiel ihrem 
eigenen Minister in den Rü-
cken. „Statt den Wirtschafts-
minister zu unterstützen, hat 
sie ihn aufgefordert, in Zukunft 
derart positive Äußerungen zu 
Datteln zu unterlassen.“ Dabei 
ist die Erneuerung des veralte-
ten Kraftwerksparks aus Sicht 
der FDP eine der drängenden 
Herausforderungen, die NRW in 
den nächsten Jahren schultern 
muss. „Viele Kraftwerke müs-
sen dringend ersetzt werden, 
um den CO2-Ausstoß zu vermin-
dern. Datteln IV würde eine 
Verbesserung der Umweltbi-
lanz von rund 20 Prozent aus-
machen“, erläutert Brockes.

FDP-Fraktionschef Papke: 
„Die einstige Industriepar-

tei SPD ist auf dem besten Weg, 
ein Anhängsel der wirtschafts-
feindlichen Grünen zu wer-
den.“ Denn während die SPD 
tatenlos zuschaut, haben die 
Grünen gemeinsam mit ihrer 
ehemaligen Umweltministerin 
Höhn in Geheimtreffen längst 
einen Plan geschmiedet, um 
den Kraftwerksbau über die 

Verabschiedung eines Landes-
klimaschutzgesetzes gezielt zu 
torpedieren. „Das ist nicht nur 
ein Schlag gegen den Kraft-
werksneubau, sondern gegen 
jede industrielle Investition in 
Nordrhein-Westfalen“, kriti-
siert Brockes. Das Klimaschutz-
gesetz sei der Hebel der Grü-
nen, um den Industriestandort 
nachhaltig zu schwächen. Für 
FDP-Fraktionschef Gerhard 
Papke steht fest: „Wenn das 
Kraftwerk in Datteln zur 
800-Millionen-Euro-Investiti-
onsruine wird, dann ist der Ruf 
des Wirtschaftslandes Nord-
rhein-Westfalen dauerhaft be-
schädigt. Dann werden Inves-
toren in Zukunft einen großen 
Bogen um Nordrhein-Westfalen 
machen.“ 

Die FDP fordert von der 
SPD, der grünen  

Deindustrialisierungspolitik 
endlich einen Riegel vorzu-
schieben und ein klares Be-
kenntnis zum Industrie-
standort NRW abzulegen.  
Nur so können Zehntausende 
Arbeitsplätze langfristig ge-
sichert werden.

Integration bleibt   
       Schwerpunktthema

denen Integrationserfolge und -miss- 
erfolge sichtbar gemacht werden. Auf 
dieser Basis können mit neuen Zuwan- 
derern klare Verträge über Rechte und 
Pflichten im Integrationsprozess ge-
schlossen werden. Über dieses Gesetz  
hinaus brauchen wir einen ganzen Kata-
log von Maßnahmen, um Defizite zu be-
heben. Dazu gehören eine qualitative 
Verbesserung der Integrationskurse, der 
Ausbau der Sprachförderung im Vor-
schulalter, aufbauend auf den von der 
CDU/FDP-Regierung eingeführten Sprach-
standstests für alle Vierjährigen sowie 
mehr Ganztagsplätze im Vorschul- und 
Schulbereich und eine gezielte Sprachför-
derung von Eltern. Auch eine Kindergar-
tenpflicht sollte offen diskutiert werden.

Klar, das alles kostet Geld. Wir erwarten 
eine veränderte Prioritätensetzung der  

Landesregierung. Anstatt die sozialverträg- 
lichen Studienbeiträge zu streichen und  
in Teilen aus Haushaltsmitteln zu ersetzen, 
sollten diese Mittel in den vorschulischen 
Bereich fließen. 

Wenn wir ehrlich über Integration sprechen, 
müssen wir auch offen über Konflikte spre-
chen. Dazu gehört auch der kritische Dialog 
mit den verschiedenen Formen des Islam  
in Deutschland. Umfragen zeigen, welche 
Ängste und Sorgen in der Mehrheitsbevöl-
kerung vorhanden sind. In einer offenen 
Gesellschaft wird es immer Konflikte geben. 
Aber es ist eine besondere Aufgabe für  
Liberale, klare Spielregeln zu benennen und 
Sanktionen zu formulieren. Integration ist 
eine schwierige Aufgabe, nicht zuletzt  
aufgrund von Integrationsverweigerern  
auf beiden Seiten. Ihre Zahl zu reduzieren,  
ist eine wichtige Aufgabe für die FDP. 

Angesichts der bundesweiten Terrorwar-
nungen ist auch in Nordrhein-Westfalen 
eine Debatte über die Sicherheitslage ent-
flammt. Die FDP-Fraktion nimmt die Sorgen 
der Menschen ernst. Deshalb hat die FDP 
das Thema Sicherheit im Landtag auf die 
Tagesordnung gesetzt. „Wir wollen die 
bestmögliche Sicherheit für unsere Bürger“, 
sagt der rechtspolitische Sprecher der FDP-
Fraktion, Robert Orth. Die Angst der Men-
schen vor Terrorwarnungen dürfe jedoch 

nicht ausgenutzt werden, um die Grund-
rechte und den Schutz der privaten Lebens-
gestaltung auszuhebeln, mahnte Orth im 
Landtag. Die FDP vertraut auf die Arbeit 
von personell und sachlich gut ausgestatte-
ten Sicherheitsbehörden. „Unsere Behörden 
verfügen über umfangreiche Befugnisse 
und technische Möglichkeiten. Wichtiger 
als die Schaffung neuer Gesetze ist der 
Vollzug der bestehenden“, betont Horst 
Engel, FDP-Innenexperte. In Regierungs-
verantwortung haben die Liberalen dafür 
gesorgt, dass wieder mehr Polizisten im 
operativen Einsatz sind. Zudem hatte die 
schwarz-gelbe Landesregierung die Zahl 
der Polizeianwärter mehr als verdoppelt.

Durch die Terrorwarnungen könnte die sen-
sible Balance von Freiheit und Sicherheit 

aus dem Gleichgewicht geraten, sagt Ro-
bert Orth. Deshalb warnt die FDP-Fraktion 
vor reflexartigen Forderungen nach weite-
ren Sicherheitsgesetzen. „Wir nehmen die 
Warnungen ernst, aber ein Eingriff in die 
Persönlichkeitsrechte muss immer im Ver-
hältnis zu seinem Nutzen stehen.“ Vor die-
sem Hintergrund lehnt die FDP verdachts- 
und anlasslose Vorratsdatenspeicherung 
ab. Eine massive Ansammlung von Daten 
führe nicht automatisch zu mehr Sicherheit. 
Im Gegenteil: Zu viele Daten erzeugten ei-
nen unübersichtlichen Datenberg, der nicht 
ausgewertet werden könne. „Wer mehr als 
80 Millionen Menschen total überwachen 
will, täuscht Sicherheit nur vor.“ Zur Krimi-
nalitätsbekämpfung seien ausreichend Ver-
bindungsdaten verfügbar.
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Dietmar Brockes,
Sprecher für Wirtschaft, 

stellvertretender  
Vorsitzender

der FDP-Fraktion
im Landtag  

Nordrhein-Westfalen

Gerhard Papke,
Vorsitzender 

der FDP-Fraktion 
im Landtag 

Nordrhein-Westfalen

Joachim Stamp,
Generalsekretär  
der FDP-NRW

Robert Orth,
Sprecher für Recht  

der FDP-Fraktion
im Landtag  

Nordrhein-Westfalen

Rot-Grün gefährdet den 
            Industriestandort NRW
         Die FDP fordert die SPD auf, der grünen 
                                        Deindustrialisierungspolitik endlich einen Riegel vorzuschieben. 

Rot-Grün gefährdet den 
            Industriestandort NRW
         Die FDP fordert die SPD auf, der grünen 
                                        Deindustrialisierungspolitik endlich einen Riegel vorzuschieben. 

Wir wollen die bestmögliche 
     Sicherheit für unsere Bürger
              Wichtiger als die Schaffung neuer Gesetze ist der konsequente Vollzug der bestehenden Regelungen.
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Wenige Monate nach ihrem Amtsantritt  hat sich die 
                      rot-grüne Landesregierung in der Schulpolitik in eine Sackgasse manövriert.

 Kommunen 
      halten an freier 
Schulwahl fest

FDP sorgt sich um Zukunft der  
            kommunalen Selbstverwaltung
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Horst Engel,
Sprecher für 

Kommunalpolitik
der FDP-Fraktion 

im Landtag 
Nordrhein-Westfalen

8

Ralf Witzel,
 Parlamentarischer  

Geschäftsführer der  
FDP-Landtagsfraktion 

 Ingrid Pieper-von Heiden,  
Sprecherin für  

Bildungspolitik der 
FDP-Landtagsfraktion

„Das rot-grüne Vorhaben, per Versuch eine Schulzeit-
verlängerung an den Gymnasien einzuführen, hat 
sich als Rohrkrepierer erwiesen“, sagt der Parlamen-
tarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion, Ralf Wit-
zel. Bis Anfang Dezember hatte kein einziger Schul-
träger im Land für eines der 630 Gymnasien die 
Schulzeitverlängerung beantragt. 

Auch beim Vorzeigeprojekt „Gemeinschaftsschule“ 
hakt es. Lediglich zwei Kommunen haben bislang An-
träge zur Einführung der Einheitsschule gestellt. Da-
für hat der Philologen-Verband den rot-grünen Plänen 
schon jetzt per Rechtsgutachten Verfassungswidrig-
keit bescheinigt. FDP-Fraktionschef Gerhard Papke 
kündigte an, die FDP werde Verfassungsklage einrei-
chen, „wenn der Versuch, das gegliederte Schulwe-
sen am Parlament vorbei zu beseitigen, nicht umge-
hend gestoppt wird“. 

Aber auch die Pläne zur Wiedereinführung der Schul-
bezirksgrenzen für Grundschulen sind vor Ort durch-
gefallen. Laut Städte- und Gemeindebund erwägen 

gerade mal fünf bis zehn Prozent der Kommunen die 
Wiedereinführung der starren Grenzen. „Das belegt, 
dass sich die von FDP und CDU eingeführte freie 
Schulwahl flächendeckend durchgesetzt hat. Die Lan-
desregierung muss deshalb auf die gesetzliche Neu-
regelung verzichten“, sagt Ingrid Pieper-von Heiden, 
bildungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion. 

FDP und CDU hatten in ihrer Regierungsverantwor-
tung die freie Wahl der Grundschule und damit einen 
Qualitätswettbewerb um das beste und individuell 
passgenaue schulische Angebot für jedes Kind er-
möglicht. „Die freie Grundschulwahl entspricht 
dem verantwortungsbewussten Willen der Eltern. 
Jetzt sollen Kinder wieder zwangszugeteilt werden 
können – nicht nur an Grundschulen, sondern künftig 
auch an weiterführenden Schulen“, kritisiert Pieper-
von Heiden. FDP-Bildungsexperte Witzel: „SPD und 
Grüne wollen die Qualität des Schulangebotes be-
schädigen, den Qualitätswettbewerb abschaffen  
und die Schulvielfalt zerschlagen. Das will die FDP 
verhindern.“

„Bei in der Region umstrit-
tenen Vorhaben des  

Bundesfern- und des Landes-
straßenbaus wollen wir sicher-
stellen, dass Untersuchungen zu 
Alternativen oder zu anderen 
Netzlösungen beauftragt wer-
den.“ Dieser Satz im Koalitions-
vertrag der rot-grünen Minder-
heitsregierung könnte die 
Hoffnungen vieler Tausend Bür-
ger, die zum Teil seit Jahrzehn-
ten auf eine Umgehungsstraße 
zur Entlastung des chronisch 
verstopften Ortskerns warten, 
jäh zerstören. „Damit haben die 
Grünen einen Hebel in der Hand, 
mit dem grundsätzlich jede 
Ortsumgehung und jeder Auto-
bahnlückenschluss blockiert 
werden kann“, erklärt der ver-
kehrspolitische Sprecher der 
FDP-Landtagsfraktion, Christof 
Rasche. Ein Naturschutzver-
band, eine lokale Bürgerinitiati-
ve oder irgendein persönlich  
Betroffener, der ein Straßenbau-
projekt streitig stellt, fände sich 
immer. 

Einen Eindruck davon, was in 
Nordrhein-Westfalen los sein 

wird, wenn der dringend not-

wendige Ausbau des Straßen-
netzes zum Erliegen kommt, 
konnten sich die Autofahrer in 
der ersten Novemberwoche ver-
schaffen: Der Verkehr staute 
sich auf Gesamtlängen von  
bis zu 314 Kilometern am Tag. 
Das waren die umfangreichsten 
Verkehrsstaus seit Beginn der 
Zählungen vor zehn Jahren. 
„Zahlreiche Strecken in Nord-
rhein-Westfalen haben ihre  
Kapazitätsgrenzen erreicht, so 
dass bereits kleine Störungen  
zu erheblichen Staus führen“, 
erläutert Rasche. Hinzu komme, 
dass nach allen Prognosen der 
Verkehr in den nächsten Jahren 
deutlich zunehmen werde. Bis 
2025 werde ein Anstieg der Gü-
terverkehrsleistungen um rund 
80 Prozent und der Personen-
verkehrsleistungen um rund  
20 Prozent erwartet. Auf den 
zentralen Achsen in NRW werde 
der Anstieg des Güterverkehrs so-
gar weit über 100 Prozent liegen.

Der zu erwartende Dauerstau 
ist nach Einschätzung des 

FDP-Verkehrsexperten eine enor-
me Gefahr für Arbeitsplätze und 
Wohlstand am Wirtschafts-

standort Nordrhein-Westfalen. 
„Wir werden nicht hinnehmen, 
dass unser Land in die rot-grüne 
Stillstandspolitik der Jahre 1995 
bis 2005 zurückfällt“, betont 
Rasche. Damals seien Verkehrs-
projekte systematisch blockiert 
und verfügbare Straßenbaumit-
tel des Bundes nicht abgerufen 
worden. Mit einem Antrag  
fordert die FDP-Fraktion die  
Landesregierung deshalb auf, 
die gesetzlich beschlossenen 
Bedarfs- und Ausbaupläne für 
Bundesfern- und Landesstraßen 
konsequent umzusetzen und  
dafür zu sorgen, dass ein Inves-
titionsstau wie in den Jahren  
vor 2005 vermieden wird.

In der Sitzung des Verkehrs-
ausschusses des Landtags am 

25. November 2010 hat die Lan-
desregierung jegliche Auskünfte 
darüber verweigert, welche Pro-
jekte aus ihrer Sicht als in der 
Region umstritten gelten, bei 
welchen Projekten trotz abge-
schlossener Linienbestimmung 
neue Alternativen geprüft wer-
den und welche Planfeststel-

lungsverfahren abgebrochen 
werden. Stattdessen hat die 
SPD-Fraktion eine sofortige  
Abstimmung des FDP-Antrags 
gefordert, um so das unliebsa-
me Thema schnell vom Tisch zu 
bekommen. Dies konnte Rasche 
mit dem Antrag auf eine öffent-
liche Anhörung verhindern.  
Jetzt wird Anfang nächsten  
Jahres mit Sachverständigen 
und Verkehrsexperten darüber 
beraten, wie der drohende  
Verkehrskollaps in Nordrhein-
Westfalen abgewendet werden 
kann.

Die FDP-Fraktion freut sich 
über Ihre Unterstützung: 

Bitte geben Sie uns einen  
Hinweis, wenn Ihnen vor Ort 
Straßenbauprojekte bekannt 
sind, die von den Grünen ab-
gelehnt, aber von der SPD  
unterstützt werden.

Einen Video-Podcast zum  
Thema finden Sie unter: 
http://www.youtube.com/
user/FDPFraktionNRW

Horst Engel: „Die Sorge um die Zukunft der kommu-
nalen Selbstverwaltung eint die Fraktionen im Land-
tag.“ Die Situation sei mittlerweile vielfach derart 
angespannt, dass Aufgaben verstärkt über die Inan-
spruchnahme neuer Kredite zu Lasten nachfolgender 
Generationen geleistet werden müssten. Insbesondere 
die stetig steigenden Sozialausgaben stellen aus 
Sicht von Engel mittlerweile Belastungen dar, die die 
Kommunen nicht mehr schultern können. Deshalb hat 
die FDP-Fraktion Hilfen von Land und Bund für die 
Kommunen gefordert. „Wir wollen, dass sich der 
Bund ab 2011 dynamisch zur Hälfte am Aufwand für 
die Soziallasten beteiligt“, betont Engel. Dies gelte 
insbesondere bei den Kosten für Unterkunft und Hei-
zung für Langzeitarbeitslose, die Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen und die Hilfe zur Pflege so-
wie die Grundsicherung im Alter. Die FDP will zudem, 

dass die Verbundsatzquote von 23 Prozent im Ge-
meindefinanzierungsgesetz erhalten bleibt und jede 
Kommune, die Landeshilfe in Anspruch nimmt, mit 
der Kommunalaufsicht individuelle Konsolidierungs-
ziele vereinbart. Weil die FDP als einzige Fraktion 
forderte, dass der benötigte jährliche Landeszu-
schuss von mindestens 300 bis 400 Millionen Euro 
durch Einsparungen oder Steuermehreinnahmen er-
wirtschaftet werden muss, stimmte die rot-rot-grüne 
Mehrheit im Landtag gegen die Initiative. „Leider 
haben sich SPD, Grüne und Linke von jeglicher haus-
haltspolitischen Seriosität verabschiedet“, kritisiert 
Engel. Rot-Rot-Grün will den Landesanteil auch  
über neue Schulden finanzieren. „Die FDP will den 
Kommunen helfen, aber nicht über die Aufnahme 
neuer Landesschulden zu Lasten der nachfolgenden 
Generationen“, stellt Engel klar.

In einer Sondersitzung hat sich der nordrhein-westfälische Landtag mit der finanziell angespannten 
			   Situation zahlreicher Kommunen in NRW befasst. 
                     In der Debatte stimmten alle Fraktionen darin überein, dass dringender Handlungsbedarf besteht, 
        damit die Städte und Gemeinden auch künftig lebensfähig bleiben.

 Grüne Blockadepolitik –  
       zahlreiche Ortsumgehungen     
   stehen vor dem Aus

Christof Rasche,
Sprecher für Verkehr, 
stellvertretender  
Vorsitzender
der FDP-Fraktion
im Landtag  
Nordrhein-WestfalenDie FDP-Fraktion bittet um Hinweise zu Straßenbauprojekten, die zwischen 

						      SPD und Grünen umstritten sind.
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Mehr als 140 Gäste folgten der 
Einladung des FDP-Bezirksver-
bands Düsseldorf zur Verleihung 
des „Bergischen Löwen“. Aus  
den Händen des FDP-Bezirksvor-
sitzenden Dr. Robert Orth erhielt 
Manfred Todtenhausen die Aus-
zeichnung, die besonderes politi-
sches und gesellschaftliches En-
gagement würdigt. Orth ehrte 
Todtenhausen, der auch Vorsit-
zender des Liberalen Mittelstands 
NRW ist, als „zupackenden und 
aktiven Mann, der pragmatisch 
vorgeht, dabei aber trotzdem die 
Sorgen der Menschen sensibel  
berücksichtigt“.
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September 2010
�Kathrin Rauschning 
Schluss mit „Generation-Praktikum“ 

	� „Ich unterstütze die FDP, weil nur sie mei-
ner Generation – der ‚Generation Prakti-
kum’ – eine wirkliche Perspektive bietet: 

ein modernes Bildungssystem, ein faires Steuermodell und 
ein fortschrittliches Frauenbild mit einer entsprechenden Fa-
milienpolitik“, bekennt sich die 30-jährige Eschweilerin zu 
den Ideen liberaler Politik. Für die Zukunft wünscht sie sich, 
dass die FDP die Politik im Bund und Land noch stärker mit-
gestaltet. Mit ihrem persönlichen Engagement in der Partei 
und bei den Liberalen Frauen möchte die Pressesprecherin 
des Düsseldorfer „Apollo-Varietés“ selbst dazu beitragen. 

Oktober 2010
	 Dennis Hansmeier 
	� Fördern und Fordern 

Die solide und zukunftsträchtige liberale 
Politik, die durch richtige Anreize Leistung 
fördert und fordert – das hat den 27-jäh-

rigen Wirtschaftsinformatiker letztendlich überzeugt. „Im-
mer wieder habe ich festgestellt, dass die FDP die Partei in 
Deutschland ist, die meine Meinung und mein Bild von der 
Zukunft unseres Landes am besten widerspiegelt“, erklärt 
der Paderborner. Auch wenn er die aktive Kommunalpolitik 
lieber seinen Parteifreunden überlässt, ist es ihm als poli-
tisch-interessiertem Bürger wichtig, Farbe zu bekennen und 
die FDP durch seine Stimme zu unterstützen.

November 2010
	 �Erika Voets 

Chancen durch Bildung schaffen
	� Eine „wirklich umfangreiche und chancen-

gleiche Bildung“ für Kinder, und zwar 
„unabhängig vom sozialen Stand der 

Eltern’“– das sind Erika Voets wichtige Anliegen. Kein 
Wunder, dass Frau Voets jetzt Mitglied der FDP geworden 
ist. Jungen Menschen Chancen durch Bildung zu verschaf-
fen, hat sie sich auch zum Beruf gemacht: Sie leitet eine 
Schule in Grevenbroich. Mit ihrem Fachwissen will sie sich 
jetzt auch in der FDP einbringen – natürlich vor allem in  
der Bildungspolitik.

Ralf Witzel, Parlamentarischer Geschäftsführer der FDP-Landtagsfraktion, und Buch-
autorin Sylvia Hamacher diskutierten im Landtag mit Gästen über das Thema Mobbing 
an Schulen.

Neumitglieder des Monats Mobbing und Gewalt an Schulen bekämpfen
Auf Einladung der FDP-Fraktion hat die Schülerin Sylvia Hamacher im 
Landtag aus ihrem Buch „Tatort Schule“ gelesen und damit eine Dis-
kussion über Mobbing und Gewalt an Schulen angeregt. Beleidigun-
gen, Ausgrenzung und körperliche Gewalt gehörten für die Jungau-
torin zwei Jahre lang zu ihrem Schulalltag. „Ich musste mich 
überwinden, den Schulhof zu betreten“, sagte Sylvia Hamacher. 
„Mobbing in der Schule ist leider kein Einzelfall mehr. Für immer 
mehr Schüler, Lehrer und auch für Eltern gehört dieses gravierende 
Problem zum Alltag“, sagte Ralf Witzel, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der FDP-Fraktion. Aufklärung und konkrete Hilfsange-
bote für Opfer seien notwendig. „Die Landesregierung muss eine 
umfassende Strategie zur Vermeidung von Mobbing und Gewalt an 
Schulen entwickeln“, betonte er.

Marathondienste in 
Kliniken beenden
Verstöße gegen die Arbeitszeit 
stehen in NRW-Kliniken offen-
bar auf der Tagesordnung. Das 
ist das Ergebnis einer Schwer-
punktprüfung, die auf Drängen 
der FDP-Fraktion erstmals in 
NRW stattgefunden hat. „Die 
Ergebnisse sind erschreckend. 
In 92 Prozent der 40 untersuch-
ten Kliniken wurden Verstöße 

Rot-Grün schadet Sportvereinen in NRW
„Sport baut Barrieren zwischen den Menschen ab, fördert die Tole-
ranz, den gegenseitigen Respekt und motiviert zu ehrenamtlichem 
Engagement“, betont FDP-Sportexperte Ingo Wolf. Und die 20 000 
Sportvereine in NRW leisten einen herausragenden Beitrag. Insbe-
sondere kleine Sportvereine übernehmen dabei eine wichtige Rolle. 
Um die Arbeit gerade dieser Vereine zu fördern, hatte die schwarz-
gelbe Landesregierung 2008 das Programm „1 000 mal 1 000“ auf-
gelegt. Danach konnten jährlich 1000 Sportvereine 1000 Euro für 
Maßnahmen zur Integration, Gesundheitsprävention und -förderung 

Eklat um Abstimmung – FDP und CDU  
reichen Klage ein
FDP und CDU reichen nach einem Eklat im Landtag 
NRW wegen einer Abstimmungsniederlage von Rot-
Grün eine Verfassungsklage im Münster ein. Das kün-
digten die beiden Fraktionsvorsitzenden Gerhard Papke 
und Karl-Josef Laumann gemeinsam vor der Landes-
pressekonferenz an. Der Verfassungsgerichtshof soll 
Klarheit darüber schaffen, ob ein durch den Landtags-
präsidenten offiziell verkündetes Ergebnis nachträglich 
noch einmal verändert werden darf. Genau dazu war 
es Anfang Dezember in einer Sitzung des Landtags ge-
kommen. In einer Abstimmung über einen Entschlie-
ßungsantrag von Rot-Grün zur Atompolitik hatte  
Landtagspräsident Eckhard Uhlenberg zunächst eine 
Abstimmungsniederlage für die rot-grüne Koalition als 
offizielles Ergebnis verkündet. Danach kam es zu tu-
multartigen Szenen und lautstarken Protesten der rot-
grünen Koalition. Unter dem massiven Druck der Lan-
desregierung und der Fraktionen von SPD und Grünen 
revidierte der Landtagspräsident nach einer Sitzungs-
unterbrechung sein ursprüngliches Ergebnis und ließ 

Johannes Vogel absolviert Kurzpraktikum bei START
Johannes Vogel absolvierte ein Kurzpraktikum bei START Zeitarbeit 
NRW in Olpe. Damit setzt der FDP-Arbeitsmarktexperte ein Zeichen 
in einer kontroversen Debatte. „Wir müssen zurück zur Sachlich-
keit. Zeitarbeit ist in erster Linie ein Jobmotor und für viele Lang-
zeitarbeitslose die Chance auf einen neuen Job – hier ist START ein 
gutes Beispiel“, schildert der Abgeordnete seine Erfahrung. 

Johannes Vogel bei der START Zeitarbeit NRW in Olpe

Reisegruppe der FDP-NRW in der Türkei

Dr. Robert Orth (rechts)  
verleiht den „Bergischen Löwen“ 
an Manfred Todtenhausen

FDP-Reisegruppe besucht  
die Türkei
Einen unvergesslichen Spätsommer 
in der Türkei erlebten die Teilnehmer 
der ersten Rundreise, die die FDP-
NRW ihren Mitgliedern angeboten 
hat. Istanbul, Troja und Pergamon 
standen auf dem Reiseplan der rund 
60-köpfigen Gruppe. Die Reiseleiter 
Sedat Inel und Cengiz Altuntas be-
gleiteten die Gäste aus NRW und be-
richteten über Kultur und Geschichte 
des Landes.

FDP-Bezirksverband Düsseldorf verleiht  
„Bergischen Löwen“

Stefan Romberg,
Sprecher für Arbeit, 

Gesundheit und 
Soziales

der FDP-Fraktion 
im Landtag 

Nordrhein-Westfalen

Gerhard Papke,
Vorsitzender 

der FDP-Fraktion 
im Landtag 

Nordrhein-Westfalen

Ingo Wolf,
Sprecher für 

Europa und Sport 
der FDP-Fraktion im 

Landtag 
Nordrhein-Westfalen

per Hammelsprungverfahren 
erneut abstimmen. „Es kann 
nicht sein, dass Abstimmungen 
im Landtag so lange wiederholt 
werden, bis der rot-grünen 
Landesregierung das Ergebnis 
passt“, kritisierte Papke. Die 
FDP will sicherstellen, dass die 
Regeln des demokratischen 
Parlamentarismus in Zukunft 
respektiert werden.

festgestellt“, sagt FDP-Gesundheitsexperte Stefan 
Romberg. „Unter den Marathondiensten im Klinikalltag 
leiden nicht nur die Ärzte, sondern vor allem die Ge-
sundheit der Patienten, die von übermüdeten Medizi-
nern nicht optimal versorgt werden können.“ Deshalb 
fordert Romberg von der Landesregierung, die Kliniken 
mit Arbeitszeitverstößen öffentlich zu machen, die 
Kontrollen auszuweiten und Verstöße konsequent zu 
ahnden.

erhalten. „Das Programm ist auf hervorra-
gende Resonanz gestoßen und sollte fort-
geschrieben werden“, betont Wolf. Eine  
Initiative der FDP scheiterte jedoch an den 
Stimmen von SPD und Grünen, die eine  
Fortsetzung der unbürokratischen Hilfe ab-
lehnten. „SPD und Grüne schaden unseren 
Sportvereinen und setzen die positiven  
Effekte der Vereinsarbeit ohne Not aufs 
Spiel“, kritisiert Wolf. Leidtragende werden 
insbesondere Kinder, Jugendliche und Men-
schen mit Migrationshintergrund sein.


